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Liebe Leserin, lieber Leser, 

seit einem Monat hat das Europäische Parlament seine Arbeit 
wieder aufgenommen und natürlich ist inzwischen schon wieder 
viel passiert. Mit diesem Rundbrief möchte ich einen Überblick 
über meine Tätigkeiten in Brüssel, Bayern und dem Rest der 
Welt geben. 

Viel Spaß bei der Lektüre wünscht 

Barbara Lochbihler 

 
 

 

GEHEIMDIENSTE MÜSSEN AUF DEN PRÜFSTAND 

Am 11. September haben wir im Straßburger Plenum einen Bericht der GRÜNEN-Abgeordneten 
Hélène Flautre über die Kooperation von EU-Staaten bei CIA-Geheimflügen verabschiedet, die im 
Rahmen des Antiterror-Kampfes stattfanden. Die Untersuchung hat einmal mehr verdeutlicht, wie 
eng Mitglieder der Europäischen Union in das kriminelle und menschenrechtswidrige Vorgehen 
des US-Geheimdienstes involviert waren. Rumänische, polnische und litauische Regierungen haben 
sich zu Komplizen von Verbrechen gemacht. Sie tragen durch ihre Unterstützung der Flüge eine 
Mitverantwortung für widerrechtliche Verhaftungen, Verschwindenlassen und Folter. Diese 
Staaten müssen tatsächlich unabhängige Untersuchungen einleiten und der Europäische Rat muss 
öffentlich anerkennen, dass es diese Verbrechen gegeben hat. 

Aus den Ergebnissen des Flautre-Berichts müssen aber auch Lehren für die Zukunft gezogen 
werden. Die CIA-Flüge haben gezeigt, welche Gefahren für die Menschenrechte von 
Geheimdiensten ausgehen, wenn diese Behörden nicht kontrolliert werden. Dass auch die Dienste 
von EU-Staaten nicht automatisch gegen Missbrauch gefeit sind, zeigt ebenso die Verwicklung des 
Verfassungsschutzes in den Nationalsozialistischen Untergrund (NSU). Die NSU-Morde und die CIA-
Flüge machen klar, dass Geheimdienste nicht so weiter machen können wie bisher. Die Behörden 
müssen einer wesentlich stärkeren parlamentarischen Kontrolle unterliegen. 

 

PHARMAKONZERN FRESENIUS: KEINE MEDIKAMENTE FÜR US-TODESSPRITZEN 

Vor einigen Wochen kündigte der US-Bundesstaat Missouri an, die Todesstrafe künftig mithilfe des 
Betäubungsmittels Propofol vollstrecken zu wollen. Größter Hersteller dieses Medikaments ist das 
deutsche Unternehmen Fresenius Kabi. Im September erklärte Fresenius nun, mit sofortiger 
Wirkung den Vertrieb von Propofol in den USA strenger kontrollieren zu wollen. Alle Großhändler 
würden vertraglich zu einem rein medizinischen Weiterverkauf verpflichtet. 

Für mich ist das ein großer Erfolg, denn eine Woche vor der Entscheidung saß eine Vertreterin von 
Fresenius Kabi bei mir im Büro, um die mögliche Nutzung von Propofol bei der Vollstreckung von 
Todesstrafen in den USA und mögliche Auswege zu besprechen. Mit dem jetzigen Beschluss kann 
sichergestellt werden, dass Propofol zumindest auf legalem Wege nicht in die falschen Hände 
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gerät. Mehrere Bundesstaaten hatten angekündigt, der Entscheidung Missouris möglicherweise 
folgen zu wollen. Warum? Weil andere Todesgifte nach der Einrichtung europäischer 
Exportkontrollen immer knapper werden. Nun gehört auch Propofol dazu. Zivilgesellschaftlichem 
Engagement, konsequenter Berichterstattung der taz und zielgerichteter Politik sei Dank!  

 

KOMMT EIN EXPORTVERBOT FÜR ÜBERWACHUNGSTECHNIK? 

Außenminister Westerwelle hat Mitte September angekündigt, er werde sich für ein Verbot der 
Ausfuhr von Gütern einsetzen, die Regimes zur Überwachung ihrer Opposition ermächtigen. Das 
ist eine gute Initiative. Wir GRÜNEN fordern dies schon lange. 

Dass der Vorschlag nun ausgerechnet von einem FDP-Politiker kommt, verwundert mich allerdings 
etwas. Noch vor kurzem hat sich Westerwelles Partei sowie die schwarz-gelbe Koalition diesem 
Schritt mit Verweis auf die Interessen deutscher Unternehmer massiv verweigert. Im Jahr 2011 hat 
der damalige liberale Wirtschaftsminister Rainer Brüderle sogar vor der entscheidenden 
Abstimmung in der EU gegen Vorabkontrollen bei so genannten Dual-Use-Ausfuhren mobil 
gemacht. Damit hat er wesentlich dazu beigetragen, dass keine restriktiveren Exportvorgaben im 
Sinne der Menschenrechte festgeschrieben werden. In diesem Licht erscheint Westerwelles 
Ankündigung zunächst nur wie eine vollmundige Wahlkampfbehauptung. Nun warte ich auf 
konkrete Vorschläge für die Umsetzung. 

 

ÄTHIOPIEN: SCHWIERIGE ZEITEN FÜR DIE ZIVILGESELLSCHAFT 

Am 17. September hatten wir im Menschenrechtsausschuss eine Anhörung zur aktuellen Lage in 
Äthiopien. Leslie Lefkow, die Direktorin der Abteilung Afrika von Human Rights Watch erklärte, zu 
den zentralen Problem des Landes zählten  Verstöße gegen die Presse- und Meinungsfreiheit sowie 
die Schwierigkeiten von Nichtregierungsorganisationen, sich politisch zu betätigen. Das restriktive 
Mediengesetz, das 2008 verabschiedet wurde, greife massiv die Pressefreiheit an und bediene sich 
unterschiedlicher diskriminierender Mittel wie der Verweigerung von Lizenzen und einer 
Registrierungspflicht für Medienanstalten. 

Auch nach Berichten von Amnesty International herrscht im Lande ein Klima der Angst, das 
zivilgesellschaftlichen Organisationen die Arbeit ungemein erschwert. 2009 habe die Regierung ein 
Gesetz erlassen, das nichtstaatliche Organisationen unter massive Kontrolle stelle und das Maß an 
staatlichen Repressalien erhöhe, informiert AI. 

Nach dem Tod des Premierministers Meles Zenawi im August und der Vereidigung Hailemariam 
Desalegns zum neuen Premier sieht Lefko Möglichkeiten für eine Verbesserung der 
Menschenrechtspolitik. Erfreulicherweise wurden Mitte September zwei schwedische Journalisten 
bzw. Journalistinnen nach rund 450 Tagen Haft freigelassen. Ihnen war vorgeworfen worden, dass 
sie ohne gültiges Visum eingereist seien, um über die Aktivitäten des schwedischen Ölkonzerns 
Lundin Oil zu recherchieren.  

 

UNTERNEHMENSVERANTWORTUNG VERBINDLICH FESTSCHEIBEN!  

Tragen Unternehmen Verantwortung für die Einhaltung der Menschenrechte? Mit dieser Frage 
beschäftigte sich der Menschenrechtsausschuss im September. Die Vereinten Nationen haben 
hierzu 2011 einstimmig die Leitlinien angenommen, die der UN-Sonderbeauftragte für 
Menschenrechte und transnationale Unternehmen John Ruggie ausgearbeitet hatte.  
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Elin Wrzoncki von der International Federation for Human Rights stellte jedoch klar, dass auch in 
diesem Bereich Opfern von Menschenrechtsverletzungen der Weg zu den richterlichen Instanzen 
häufig nicht offen sei. Die nationalen Kontaktstellen könnten ihnen nicht helfen, da diese zumeist 
nicht nach den von Ruggie aufgestellten Kriterien arbeiten. Da aufseiten der Unternehmen die 
menschenrechtliche Verantwortung oft beiseitegeschoben werde und die Opfer in ihren jeweiligen 
Ländern zumeist keinen Zugang zu den Gerichten hätten, entstehe ein System der Straflosigkeit. 

Dr. Norbert Otten von der Daimler-Benz AG lehnte die Verknüpfung von Menschenrechten im 
Zusammenhang mit Freihandelsabkommen ab, da die Erfahrung mit ähnlichen Abkommen gezeigt 
habe, dass diese nicht sonderlich wirkungsvoll seien. Vielmehr müssten die Staaten, die das 
jeweilige Unternehmen beherbergen, mehr in die Verantwortung gezogen werden.  

Ich plädiere jedoch für eine höhere Unternehmensverantwortung und völkerrechtlich verbindliche 
Regelungen auf internationaler Ebene. Und zwar entlang der gesamten Lieferkette! Nur so kann 
dem System von Straflosigkeit entgegengewirkt werden. Selbstverpflichtungen und unverbindliche 
Kodizes verkommen nur zu Lippenbekenntnissen. 

 

UNTERNEHMENSVERANTWORTUNG IN BAYERN 

Zum Thema Unternehmensverantwortung beteiligte ich mich am 21. September im Münchner 
Landtag auch an einer Veranstaltung, die wir mit dem GRÜNEN-Bundestagsabgeordneten Uwe 
Kekeritz sowie der bayrischen GRÜNEN-Landtagsabgeordneten Christl Kamm ausgerichtet haben.  
Die Positionen zwischen Zivilgesellschaft und Vertreterinnen und Vertretern der Wirtschaft waren 
ähnlich gelagert. So vertrat Dr. Peter Böhm von Bosch-Siemens-Haushaltsgeräte eine ähnliche 
Position wie Herr Dr. Otten von Daimler Benz. Frau Dr. Claudia Wöhler von der Vereinigung der 
Bayerischen Wirtschaft wollte nicht so recht verstehen, worin der Mehrwert einer eigenen 
bayerischen Strategie der Unternehmensverantwortung liegt. 

 

NEUE MENSCHENRECHTSMECHANISMEN IM ASEAN-VERBUND 

Der Verbund Südostasiatischer Staaten (ASEAN) hat Mechanismen geschaffen, um die 
Menschenrechte in der Region zu fördern. So wurde 2009 die ASEAN Intergovernmental 
Commission on Human Rights gegründet, die eine ASEAN Human Rights Declaration ausarbeiten 
soll. Darüber referierte im Menschenrechtsausschuss (DROI) Prof. Vitit Muntarbhorn, der eine 
2011 vom Europäischen Parlament in Auftrag gegebene Studie zu diesem Thema veröffentlichte. 

Nach der Etablierung dieser ersten überstaatlichen Mechanismen liege die Verantwortung jetzt vor 
allem auf nationaler Ebene, erklärte Muntarbhorn. Nur effektive Rechtssystemen, zu denen alle 
Zugang haben, eine Partizipation aller Bürgerinnen und Bürger sowie eine aktive Zivilgesellschaft 
könnten garantieren, dass die Prinzipien eingehalten würden. Insgesamt sind die Mechanismen ein 
wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Bis zu einer wirklichen Verbesserung ist es allerdings noch 
ein langer Weg. Dieser Meinung war auch Isabelle Arradon von Amnesty International. Sie 
kritisierte im DROI, dass es in viele ASEAN-Staaten noch sehr schlecht um die Menschenrechte 
bestellt sei. Außerdem beinhalte der Entwurf der ASEAN-Menschenrechtserklärung noch keinen 
Schutz von Minderheiten, Frauen, Kinder und Behinderten. 

 

KAUFBEUREN: MIT DEN LANDFRAUEN UND DEM BAUERNVERBAND IM GESPRÄCH 

Gemeinsam mit der bayerischen Landtagsabgeordneten und Landesvorsitzenden der GRÜNEN 
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Theresa Schopper traf ich mich am 21. September in Kaufbeuren mit den Landfrauen sowie 
anderen Vertreterinnen und Vertretern des Bauernverbands Ostallgäu. Im Mittelpunkt unseres 
Gedankenaustausches stand die von EU-Kommissar Dacian Ciolos geforderte Schaffung 
ökologischer Ausgleichsflächen von sieben Prozent des Ackerlands eines Hofes. Blühstreifen und 
Hecken sollen zur Verbesserung der biologischen Vielfalt beitragen. 

Ich begrüße diese Initiative ausdrücklich, da Klimaschutz auf der Agenda der europäischen 
Agrarpolitik ganz oben stehen muss. Schon jetzt gibt es viele Hecken und Flächen, die erfolgreich 
zur Biotopvernetzung genutzt werden. Beim Bauernverband stoßen Ciolos Vorschläge jedoch auf 
Widerspruch. So kritisiert Geschäftsführer Thomas Kölbl, dass solche Flächen aus der Produktion 
herausgenommen werden. Das sei angesichts des wachsenden Lebens- und Futtermittelbedarfs 
ein Irrweg.  

Einig waren wir uns aber in der Frage der weiteren Versiegelung von Land. Thomas Kölbl setzt sich 
dafür ein, dass nicht noch mehr landwirtschaftliche Flächen verbaut, sondern für den Bau neuer 
Häuser freie Flächen in Ortschaften genutzt werden. Theresa Schopper unterstrich, dass für uns 

GRÜNEN die 
Nachverdichtung ebenso 
Priorität hat, auch wenn im 
konkreten Fall die jeweiligen 
sozialen oder politischen 
Umstände berücksichtigt 
werden müssen. 

Kreisbäuerin Gabi Paulsteiner 
von den Landfrauen wies 
zudem auf die wichtige Rolle 
hin, die Bauern bei der Pflege 
und Aufzucht von Tieren 
haben. Sie verwehrte sich 
gegen die ihrer Meinung nach 
ungerechtfertigte Kritik 
militanter Tierschützer.  

 

MEIN NEUES PROJEKT: DIE „ALLGÄUERINNEN“ 

Mit grünen Kreisvorständen aus dem Allgäu sprach ich am vorletzten Septemberwochenende über 
eines meiner aktuellen Projekte:  Das Buch über „die Allgäuerinnen“.  Ziel des Buches ist es, Frauen 
aus dem Allgäu und deren wechselvolle Lebens- und Arbeitswelten sichtbar zu machen. Anhand 
herausragender Einzelbiografien soll das Thema „Umbruch und Veränderung im 20. Jahrhundert“ 
dargestellt werden. Allgäuerinnen in der digitalen Welt werden darin ebenso Platz finden wie 
Migrantinnen. Auch auf die Konstruktion und Wahrnehmung von Weiblichkeit in Allgäuer Krimis 
wird eingegangen. Das Buch erzählt entlang von zehn Beiträgen Geschichten schillernden Erfolgs 
ebenso wie von Begrenzungen und Scheitern. 

Ich möchte dieses Buch gemeinsam mit den Kreisverbänden für Veranstaltungen nutzen und im 
kommenden Jahr damit auf Lesereise gehen. 
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WAS HAT DER KLIMAWANDEL MIT DEN MENSCHENRECHTEN ZU TUN? 

Rund 30 Interessierte kamen 
am 22. September in mein 
Wahlkreisbüro in Kaufbeuren, 
um an einer Veranstaltung 
über den Zusammenhang von 
Klimawandel und 
Menschenrechten 
teilzunehmen. Wir 
diskutierten angeregt über 
das Thema und schauten uns 
einen Film meiner GRÜNEN- 
Parlamentskollegin Ska Keller 
an. Der stellvertretende 
Landrat Hubert Endhardt 
moderierte überaus toll und 
informierte uns darüber, was 
der Klimawandel für das 
Ostallgäu bedeutet. 

Wer sich mit der Problematik beschäftigen will, kann in einem meiner Büros unsere Broschüre 
„Klimawandel und Menschenrechte“ bestellen. Zu haben ist das Heft natürlich ebenso im 
Kaufbeurer Büro und auch auf meiner Webseite ist es abrufbar: http://www.barbara-
lochbihler.de/cms/upload/PDF_2011/Klima&Menschenrechte_Variante4.pdf 

 

Spannend waren auch die Veranstaltungen über Roma und Sinti im Rahmen des Interkulturellen 
Herbstes Kempten sowie die Diskussionen mit Immenstädter Wirtschaftsschülern. Mehr dazu in 
der Press Corner. 

Übrigens: Ich bin jetzt auch bei Twitter. Wer mir folgen will: www.twitter.com/lochbihler 

 

VERANSTALTUNGEN: 

Festung Europa – Asyl- und Flüchtlingspolitik in Europa, Vortrag und Diskussion des Linken Forums 
Paderborn, Kulturwerkstatt, Kleinkunstsaal, 1. Oktober, 19 Uhr 

Abschottungspolitik oder Willkommenskultur? Podiumsdiskussion im Südpunkt, Nürnberg, Großer 
Saal, Pillenreuther Straße 147, 4. Oktober, 19 Uhr 

World Forum on Democracy, dort bin ich auf dem Panel über „Virtual Values? Democracy and new 
social networks“, 8. Oktober, 15 bis 18 Uhr, Straßburg, Palais de l`Europe, Room 5  

 

PRESS CORNER: 

Interkultureller Herbst Kempten:  Sinti und Roma fordern ein Ende der Diskriminierung -  ein 
Artikel in der Allgäuer Zeitung vom 24. September 2012: 

http://www.all-in.de/nachrichten/allgaeu/kempten/Kempten-integration-gruppe-partnerstadt-
Interkultureller-Herbst-Kempten-Sinti-und-Roma-fordern-ein-Ende-der-

http://www.barbara-lochbihler.de/cms/upload/PDF_2011/Klima&Menschenrechte_Variante4.pdf
http://www.barbara-lochbihler.de/cms/upload/PDF_2011/Klima&Menschenrechte_Variante4.pdf
http://www.twitter.com/lochbihler
http://www.all-in.de/nachrichten/allgaeu/kempten/Kempten-integration-gruppe-partnerstadt-Interkultureller-Herbst-Kempten-Sinti-und-Roma-fordern-ein-Ende-der-Diskriminierungen;art2760,1203153
http://www.all-in.de/nachrichten/allgaeu/kempten/Kempten-integration-gruppe-partnerstadt-Interkultureller-Herbst-Kempten-Sinti-und-Roma-fordern-ein-Ende-der-Diskriminierungen;art2760,1203153
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Diskriminierungen;art2760,1203153   

 

Immenstädter Wirtschaftsschüler beschäftigen sich mit Menschenrechten - http://www.all-
in.de/nachrichten/allgaeu/immenstadt/Immenstadt-debatte-thema-diskussion-Immenstaedter-
Wirtschaftsschueler-beschaeftigen-sich-mit-Menschenrechten;art2763,1203409   

 

"Journalismus zeigt Nebenwirkung" - http://barbara-
lochbihler.de/cms/upload/images_web/2012/taz_15092012.jpg   

 

 „Fresenius Kabi hält Todesgift knapp" – http://www.hr-
online.de/website/rubriken/nachrichten/indexhessen34938.jsp?rubrik=36082&key=standard_doc
ument_46034515  

 

Unsinnige Konkurrenz und Doppelarbeit – http://www.nzz.ch/aktuell/international/unsinnige-
konkurrenz-und-doppelarbeit-1.17562675  

 

EU erhält Sonderbeauftragten für Menschenrechte – 
http://www.dw.de/dw/article/0,,16203865,00.html   

 

Die Diskriminierung des Sündenbocks – http://www.hinterland-magazin.de/pdf/20-64.pdf  

 

 „Lange Liste von schweren Menschenrechtsverletzungen“ - die Lockerungen der EU-Sanktionen 
gegenüber Zimbabwe - http://www.dradio.de/dlf/sendungen/interview_dlf/1820551/  
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